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Vollzug des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG);

Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Aufzucht von 130.000 Junghennen in Volierenhaltung mit Nebengebäude und Futtersilos durch Frau Christl Aigner in Großkag 1, 84332 Hebertsfelden

Anlagen:

Kostenrechnung mit Überweisungsträger



genehmigte Antragsunterlagen



übrige Antragsunterlagen



1 Baubeginnsanzeige



1 Anzeige der Nutzungsaufnahme

Das Landratsamt Rottal-Inn erläßt folgenden


Bescheid:

I. Die Errichtung und der Betrieb der einer Anlage zur Aufzucht von 130.000 Junghennen auf der Fl.-Nr. 493, Gemarkung Unterhausbach, Gemeinde Hebertsfelden  ,   wird unter den nachfolgenden Nebenbestimmungen genehmigt.

Die tierschutzrechtlich zulässige Belegdichte ist stets zu beachten.
Von der Errichtung einer inneren Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht mehr als 40 m nach Art. 28 Abs. 2 Nr. 2 BayBO wird eine Abweichung gemäß Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayBO zugelassen.


Die Kompensationsmaßnahmen gem. Brandschutznachweis v. 16.07.2011 sind zu beachten.

Nebenbestimmungen:
B e d i n g u n g
Mit der Ausführung der Bauarbeiten darf erst nach erfolgter Prüfung des Standsicherheitsnachweises begonnen werden.
A u f l a g e n
A. Baurecht
Allgemein

1. Maßgebend für die Ausführung des Bauvorhabens sind die mit dem Genehmigungs- und Prüfvermerk versehenen Bauvorlagen (Lageplan, Bauzeichnungen, Baubeschreibung).

Der Bauherr hat zur Vorbereitung, Überwachung und Ausführung des Bauvorhabens geeignete Entwurfsverfasser und Unternehmer zu bestellen. Dem Bauherrn obliegen außerdem die nach den öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Anträge, Anzeigen und Nachweise (Art. 50 Abs. 1 BayBO).


2. Der Entwurfsverfasser muss nach Sachkunde und Erfahrung zur Vorbereitung des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Er ist für die Vollständigkeit und Brauchbarkeit seines Entwurfes verantwortlich. Der Entwurfsverfasser hat dafür zu sorgen, dass die für die Ausführung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen (Art. 51 Abs. 1 BayBO). 

Jeder Unternehmer ist für die mit den öffentlich-rechtlichen Anforderungen übereinstimmende Ausführung der von ihm übernommenen Arbeiten und insoweit für die ordnungsgemäße Einrichtung und den sicheren Betrieb der Baustelle verantwortlich. Er hat die erforderlichen Nachweise über die Verwendbarkeit der verwendeten Bauprodukte und Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten (Art. 52 Abs. 1 BayBO).


3. Vor Baubeginn müssen die Grundfläche der baulichen Anlage abgesteckt und ihre Höhenlage festgelegt sein (Art. 68 Abs. 6 Satz 1 BayBO).

Absteckung und Höhenlage müssen von der Bauaufsichtsbehörde abgenommen werden. Auf die Abnahme durch das Landratsamt Rottal-Inn wird verzichtet, wenn eine Bescheinigung einer sachverständigen Person vorliegt (Art. 68 Abs. 6 Satz 2 BayBO).

Die Abnahme durch die Bauaufsichtsbehörde (Landratsamt Rottal-Inn) muss mindestens eine Woche vorher beantragt werden.


4. Mit der Bauausführung oder mit der Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts darf erst begonnen werden, wenn die Baugenehmigung dem Bauherrn zugegangen ist sowie die Bescheinigungen nach Art. 62 Abs. 3 BayBO und die Baubeginnsanzeige der Bauaufsichtsbehörde vorliegen (Art. 68 Abs. 5 BayBO).

Baugenehmigungen, Bauvorlagen, bautechnische Nachweise, soweit es sich nicht um Bauvorlagen handelt, sowie Bescheinigungen von Prüfsachverständigen müssen an der Baustelle von Baubeginn an vorliegen (Art. 68 Abs. 6 Satz 3 BayBO).


5. Der Baubeginn ist mit der beiliegenden Bauerlaubnisanzeige/Baubeginnsanzeige dem Landratsamt Rottal-Inn eine Woche vorher mitzuteilen (Art. 68 Abs. 7 BayBO).


6. Der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung (Fertigstellung) der baulichen Anlage mind. zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen (Art. 78 Abs. 2 BayBO).


7. Bei der Ausführung des Bauvorhabens hat der Bauherr an der Baustelle ein Schild, das die Bezeichnung des Bauvorhabens sowie die Namen und Anschriften des Bauherrn und des Entwurfsverfassers enthalten muss, dauerhaft und von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar anzubringen (Art. 9 Abs. 3 BayBO).


Standsicherheit, Feuerwiderstandsdauer tragender Bauteile, Wärme- und Schallschutz

8. Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall-, Wärme- und Erschütterungsschutz ist nachzuweisen (bautechnische Nachweise), auch wenn sie bauaufsichtlich nicht geprüft werden (Art. 62 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 BayBO).


9. Bautechnische Nachweise müssen an der Baustelle von Baubeginn an vorliegen 
(Art. 68 Abs. 6 Satz 3 BayBO).

Bautechnische Nachweise gelten auch dann als Bauvorlagen im Sinn der Verordnung wenn sie der Bauaufsichtsbehörde nicht vorzulegen sind (§ 1 Abs. 1 Satz 2 BauVorlV).


10. Die erforderlichen Nachweise für die Standsicherheit einschl. der Feuerwiderstandsdauer der tragenden Bauteile muss von einem Prüfsachverständigen bescheinigt sein -entspricht Statikprüfung- (Art. 62 Abs. 3 Satz 1 BayBO).


11. Bei der Bauausführung sind die geprüften statischen Berechnungen und Bewehrungs- bzw. Konstruktionspläne sowie die Prüfbemerkungen in den Prüfberichten zu beachten und einzuhalten.


12. Mit der Ausführung der Bauarbeiten darf erst nach erfolgter Prüfung der/des Nachweise/s begonnen werden.


13. Der Ersteller der statisch-konstruktiven Unterlagen ist mit der Objektüberwachung (Überprüfung des Baugrundes, Abnahme der Bewehrung usw.) zu beauftragen.


Feuerstättenraum - Heizraum

14. Bei der Errichtung und dem Betrieb von Feuerstätten, Feuerungsanlagen, Brennstofflager und Kaminen sind die Anforderungen des Art. 40 der Bayerischen Bauordnung (BayBO vom 14.08.2007), die Verordnung über Feuerungsanlagen, Wärme- und Brennstoffversorgungsanlagen (Feuerungsverordnung - FeuV vom 14.08.2007) sowie die einschlägigen technischen Regeln, insbesondere die DIN 18160, genau zu beachten.

15. Feuerstätten dürfen erst in Betrieb genommen werden, wenn der Bezirkskaminkehrer​meister die Tauglichkeit und die sichere Benutzbarkeit der Abgasanlagen bescheinigt hat; ortsfeste Verbrennungsmotoren und Blockheizkraftwerke dürfen erst dann in Betrieb genommen werden, wenn er die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der Leitungen zur Abführung von Verbrennungsgasen bescheinigt hat (Art. 78 Abs. 3 BayBO).
Rettender Brandschutz, Löschwasser, Brandmelde- und Alarmanlagen

16. Der vorgelegte Brandschutznachweis nach § 11 Bauvorlagenverordnung (BauVorlV), bestehend aus 13 Seiten vom 16.07.2011 und einem Brandschutzplan vom 14.07.2011, erstellt vom Architekturbüro Dipl. Ing. (FH) Stadler, 94424 Arnstorf, ist Bestandteil der Baugenehmigung. 

17. Die entsprechenden Ausführungen und Anforderungen sowie die ergänzenden Auflagen der Bauaufsichtsbehörde sind bei der Bauausführung zu beachten und einzuhalten. 

18. Das geplante Gebäude muss mit Feuerwehrfahrzeugen angefahren werden können 

(Art. 12 BayBO). 

19. Feuerwehrzufahrt und Löschwagenversorgung sind entsprechend dem Brandschutznachweis und den Vorgaben des Kreisbrandrates auszuführen. Für eine Brandbekämpfung muss Löschwasser nach DVGW  W405 bereit gestellt werden. 

20. Zur Bekämpfung von Entstehungsbränden sind Feuerlöscher in Absprache mit dem örtlichen Feuerwehrkommandanten oder dem Kreisbrandrat anzubringen. 

21. Vor Inbetriebnahme des Bauvorhabens ist die ordnungsgemäße Umsetzung bzw. Bauausführung des Brandschutznachweises durch den Nachweisersteller oder Entwurfsverfasser schriftlich zu bestätigen. Gleichzeitig ist vor Nutzungsaufnahme ein Ortstermin mit der Bauaufsichtsbehörde zu vereinbaren. 

B. Immissionsschutz
1. Die Bestimmungen der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) vom 24.07.2002 sind zu beachten. 
2. Die beiden Ställe sind geschlossen mit Zwangslüftungsanla​gen nach dem Stand der Technik auszustatten. Die Lüftung muss mindestens den Anforderungen der DIN 18910 - Klima in geschlossenen Ställen - genügen.

3. Die Abluft des geplanten Stalles (Stall 2) ist über eine Kaminbün​delanlage an der östlichen Stallseite in die freie Luftströmung abzuführen. Die Ableithöhe aller Einzelkamine der Kaminbündelanlage muss mindestens 3,6 m über First betragen. Die Abluftaustrittsgeschwin​digkeit der ungeregelten Einzelka​mine der Kaminbündelanlage darf ganzjährig einen Wert von 10 m/s nicht un​terschrei​ten. Die Einhaltung der Austrittsge​schwindig​keit ist durch Gruppenschaltung von Ventilatoren sicherzu​stellen und durch eine realistische lüftungstechnische Berechnung der Lüftungsfirma zu be​legen.
4. Die 8 geplanten Zusatzlüfter des Stalles 2 dürfen ausschließlich zu Beginn der Aufzucht, an maximal 2 Wochen je Durchgang, in Betrieb sein. Für die Kamine der Zusatzlüfter sind ansonsten die gleichen Ableithöhen (3,6 m über First) wie für die Kaminbündelanlage ein​zuhalten.

5. Die bestehende Giebelwandlüftung des Altstalles 1 ist vor Inbe​triebnahme des Stalles 2 stillzulegen. Die Lüftungsanlage ist anschließend entsprechend dem Stand der Technik in eine geschlossene Unterdruckentlüftungsanlage umzurüsten. Die Stallabluft ist dabei über eine Kaminanlage an der südlichen Stallseite mit einer Ableithöhe je Kamin von 18,4 m ü. Flur bzw. 3 m ü. Dachfirst abzuführen. 

6. Die Abluftkamine dürfen nicht über​dacht werden. Zum Schutz ge​gen Regen​einfall können Deflek​toren aufgesetzt wer​den. 

7. Um ein Anlegen von geruchsintensivem Staub zu verhindern, sind Taupunktunterschreitungen, z.B. durch Wärmedämmung der Luftschächte, zu vermeiden.
8. In den Ställen (Futtervorlagen, Kot-, Lauf- und Liegeflächen, Stall​gänge) sowie auf den Verladebereichen ist auf größt​mögli​che Sauberkeit und Trockenheit zu achten. 

9. Um die Geruchsemissionen bei der Geflügelhaltung mit Ein​streu möglichst gering zu halten, ist auf eine trockene Mist​matratze im Scharraum zu achten. Nach Bedarf ist insbeson​dere im Bereich der Trän​ken nachzustreuen.

10. Es ist ausschließlich grobes Einstreumaterial wie z.B. gehäcksel​tes Stroh zu verwenden.

11. Der auf den Kotbändern anfallende Geflügelmist ist mindes​tens zweimal wöchentlich abzutransportieren. Eine offene Mistlagerung vor Ort ist nicht zulässig. Sekundäre Ge​ruchs​entwicklungen durch Rück​vernässungen sind wirkungs​voll zu vermeiden.
12. Der Kot ist in geschlossenen Fahrzeugen abzutransportieren.
13. Die Ernährung der Tiere muss nährstoffangepasst sowie N-redu​ziert über Mehrpha​sen-Fütterung erfolgen.

14. Die Lagerung staubender Futtermittel muss in dich​ten Silos erfol​gen.

15. Die Zufahrtswege sowie die Rangierbereiche sind in einer der Verkehrsbeanspruchung angepassten Art und Weise zu befes​tigen, um diffuse Staubaufwirbelungen zu ver​meiden. Die Ver​kehrsflächen sind regelmäßig zu säubern.

16. Bei pneumatischer Beschickung der Futtersilos sind möglichst staubdichte Beschickungsvorrichtungen zu verwenden. Die staubbeladene Abluft ist vor dem Austritt ins Freie über geeig​nete Staubfilter zu führen.

17. Verendete Tiere sind bis zur Abholung durch die zuständige Tier​körperverwertungsanlage in einem geschlossenen sowie gekühltem Raum oder Behälter (Kadaverbox) zwischenzula​gern.

18. Anfallendes Schmutzwasser darf ausschließlich in einer geschlos​senen sowie ausreichend dimensionierten Grube zwi​schengelagert werden.

19. Die Beurteilung von Lärmbelästigungen, die mit dem Gesamt​be​trieb der Junghennenaufzucht in unmittel​barem Zu​sam​men​hang stehen, ist nach der Techni​schen An​leitung zum Schutz gegen Lärm "TA Lärm" vom 26.08.1998 vor​zuneh​men. Insbeson​dere sind an den maßgeblichen Immissi​onsorten der beiden vermieteten Wohnhäuser auf dem Anlagengrundstück die folgenden Im​mis​si​ons​richt​werte ei​nes Dorfgebietes (MD) ein​zu​hal​ten:

                                        IRW,Tag = 60 dB(A)
IRW,Nacht = 45 dB(A)

20. Fahrverkehr und Liefervorgänge sind ausnahmslos auf die Tag​zeit zwi​schen 600 und 2200 Uhr zu be​schränken.

21.Die Schallleistungspegel Lw der Ventilatoren für die Abluftka​mi​ne dürfen – unter Berück​sichti​gung eines eventuell notwen​digen Zuschlages für Tonhal​tig​keit – die folgen​den Werte nicht überschreiten:

8 Abluftkamine (Hauptlüfter Stall 1):
Lw,i ≤ 74,1 dB(A)

8 Abluftkamine (Zusatzlüfter Stall 2):
Lw,i ≤ 80,0 dB(A)

Bei den acht Abluftkaminen des bestehenden Stalles 1 sind Rohrschall​dämpfer mit einer entsprechenden Einfügedämpfung einzu​bauen. Die Rohrschalldämpfer sind zur Sicherstellung der ein​wandfreien Funktion in regel​mäßigen Abständen zu war​ten (Reinigung, Überprüfung).

22. Eine Überschreitung der unter Auflage Nr. 0 aufgeführten Schall​leistungspegel ist nur ausnahmsweise mit Zustimmung der Behörde unter der Voraussetzung zulässig, dass die unter Auflage Nr. 19 genannten Immissionsrichtwerte sicher eingehal​ten werden und der Stand der Technik zur Lärmminderung er​füllt wird.
23. Alle geräuschemittierenden Anlagen und Fahrzeuge sind ent​spre​chend dem Stand der Technik zur Lärmminderung zu er​richten, zu betrei​ben und zu warten.

C. Wasserwirtschaft

Hinweis zur Wasser- und Brauchwasserversorgung

Der neue Stall soll mit Wasser aus einem bestehenden Hausbrunnen versorgt werden.

Nach den Angaben der Planung wird der Wasserverbrauch für die Aufzuchtställe mit ca. 4.300 m3/Jahr angegeben (vgl. Ziff. 4.6 im Antragsgeheft).

Für die Entnahme von Grundwasser auf dem Grundstück Fl.-Nr. 493, Gemarkung Unterhausbach, Gemeinde Hebertsfelden, für die Wasserversorgung des Wohnhauses und des Hühneraufzuchtbetriebes von Frau Christine Aigner, Großkag 1, 84332 Hebertsfelden wurde die wasserrechtliche Erlaubnis (Bescheide vom 25.03.1991, 05.10.1999, 01.12.2000 und 06.04.2005) erteilt.

Sollte die bisher genehmigte Entnahmemenge wegen des Anschlusses des weiteren Aufzuchtstalles überschritten werden, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zur Erhöhung der Entnahmemenge / Zutageförderung von Grundwasser, erforderlich. Die wasserrechtliche Erlaubnis ist unter Vorlage entsprechender Pläne und Unterlagen beim Landratsamt Rottal-Inn, Sachgebiet 43 – Wasserrecht – H. Hirmer Tel.:08561/20-312, zu beantragen.

betriebliches bzw. gewerbliches Schmutzwasser

1. Das bei der Stallreinigung anfallende Waschwasser ist wie beschrieben in Auffanggruben einzuleiten und ordnungsgemäß landwirtschaftlich zu verwerten.

2. Rohrdurchführungen oder Leitungsanschlüsse in der Auffanggrube sind dauerhaft, dicht und beständig auszuführen.

3. Die Einrichtungen zum Sammeln von Waschwasser (Kanäle, Rinnen, Gullys, Rohre, Schieber, Schächte u.a.) müssen dicht und wasserundurchlässig hergestellt, dicht an den Stallboden angeschlossen, sowie beständig und kontrollierbar sein.

4. Um die Dichtheit der unterirdischen Rohrleitung festzustellen, hat der Betreiber eine Druckprüfung durchzuführen. Die Druckprüfung der Freispiegelleitung ist mit Wasser (0,5 bar Überdruck) oder Luft gemäß DIN 1610 (Verlegung und Prüfung von Abwasserleitungen und –kanäle, Ausgabe 10/97) durchzuführen.
5. Die für den Bau der Speichergrube erforderliche Genehmigung (i. d. R. Baugenehmigung) ist rechtzeitig vor Bauausführung zu beantragen.

Für die weitere Planung und Beantragung wird auf folgendes hingewiesen:
Die Speichergrube soll nach den Bestimmungen der Anlagenverordnung (VAwS) errichtet und betrieben werden. Insbesondere ist hierbei zu berücksichtigen, dass

· beim Behälter die Fuge (Anschlusspunkt Bodenplatte/Wand) schnell und zuverlässig kontrollierbar sein muss. Es müssen deshalb Leckageerkennungsmaßnahmen gem. Ziffer 4.1 oder 4.2 Anhang 5 VAwS eingebaut werden,
· der Abfüllplatz für Gülle, mit einer Beton- oder Asphaltdecke befestigt sein muss. Das Niederschlagswasser ist in die Güllegrube einzuleiten.
Allgemeiner Grundwasserschutz und Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 WHG

6. Die Bodenflächen der Stallanlagen müssen mindestens wasserundurchlässig und beständig ausgebildet sein.
7. Ein Ab- bzw. Überlaufen von evtl. anfallender Sickerjauche, deren Eindringen in das Grundwasser, in oberirische Gewässer oder in Abwasseranlagen muss zuverlässig verhindert werden.

Innerbetrieblicher Transport und Ladevorgang von Geflügelmist/-kot
8. Beim Umgang mit Geflügelmist/-kot sind grundsätzlich die Vorschriften der Wassergesetze (WHG, BayWG) mit den dazu ergangenen Verordnungen, insbesondere der Anhang 5 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (VAwS) und die hierzu ergangenen Vollzugsbekanntmachungen und Rechtsvorschriften zu beachten und einzuhalten.

9. Mist- und Kotladeplätze auf denen kotbehaftetes Material umgeschlagen werden soll (z.B. Verladeplätze), sind mit einem flüssigkeitsdichten Bodenbelag zu versehen.

Sofern diese Flächen nicht überdacht werden oder Waschwasser (z.B. aus Boden-, Geräte- u. Maschinenreinigung) anfällt, sind diese Flächen so zu gestalten, dass Abflüsse grundsätzlich in dichte Sammelgruben geleitet werden.

Auf einen Anschluss an Sammelgruben kann verzichtet werden, sofern kein Waschwasser anfällt und die Plätze nach jedem Verladevorgang besenrein gehalten werden.

10. Sofern Kotförderbänder im Freien liegen, müssen diese gegenüber Niederschlägen dicht sein. Andernfalls sind die Bodenflächen unterhalb des Verlaufes der Kotförderbänder dauerhaft dicht und wasserundurchlässig mit Entwässerung in eine Sammelgrube auszustatten. Entsprechendes ist bei der Bauausführung zu berücksichtigen. 

Nachweise über die Niederschlagswasserdichte Ausführung der Kotförderbänder sind auf Verlangen vorzulegen.

D. Arbeitsschutz und Anlagensicherheit
1. Elektrische Anlagen dürfen nur von einer Elektrofachkraft, den elektrotechnischen Regeln entsprechend, nach Art und Nutzung errichtet, geändert und instandgehalten werden.

2. Aufstiege, Podeste und Gräben müssen mit Handläufen, Geländern und Abdeckungen je nach Art gegen Abstürzen von Personen gesichert sein. Gruben und Kanäle sind durch Umwehrungen oder Abdeckungen gegen Hineinstürzen zu sichern.

3. Bodenbeläge in den Bedienungs- und Wartungsräumen müssen trittsicher und rutschhemmend ausgeführt sein.

4. Türen und Tore müssen gegen Ausheben sowie gegen Auf- und Zuschlagen gesichert sein.

5. Arbeitsstätten müssen ausreichend Tageslicht haben oder mit einer angemessenen künstlichen Beleuchtung ausgestattet sein.

6. Technische Arbeitsmittel dürfen erstmals nur in Betrieb genommen werden, wenn die Übereinstimmung mit den Bestimmungen durch die EG-Konformitätserklärung sowie durch CE-Kennzeichnung nachgewiesen ist und die Sicherheitsanforderungen des Anhanges I der Maschinenrichtlinie 

7. Auch während der Baumaßnahmen sind Wand- und Bodenöffnungen, Vertiefungen und nicht durchstürzsichere Abdeckungen in oder an Gebäuden gegen Hineintreten, Hineinfallen oder Abstürzen von Personen zu sichern.

E. Amt für Landwirtschaft

1. Um eine wirksame fachrechtliche Bewertung und Kontrolle vornehmen zu können, sind Transport und Ausbringung der Gärsubstrate bzw. des Hühnermists nach/in Tschechien zu dokumentieren und dem Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten auf gesonderte Nachfrage vorzulegen.

2. Im Interesse der Planungssicherheit und Nachhaltigkeit für den landwirtschaftlichen Betrieb ist in Zukunft mindestens eine fünfjährige Laufzeit der vertraglichen Mist-Abnahme-Verträge abzuschließen.
F. Veterinärrecht

1. Die einschlägigen Vorgaben des Tierschutzgesetzes, der Tierschutznutztierhaltungsverordnung, des Tierseuchengesetzes, der Viehverkehrsverordnung, der Geflügelpestverordnung, des Lebensmittelrechts des Nebenprodukterechts sowie des Arzneimittelrechts in der jeweils gültigen Fassung sind einzuhalten.
2. unter Zugrundelegung der zur Verfügung stehenden Produktionsfläche muss die Besatzdichte so gewählt sein, dass 25 kg Lebendgeweicht/m² Nutzfläche bis zum Ausstalltermin nicht überschritten werden; empfohlen wird, die Besatzdichte unter 20kg/m² zu halten. Diese Auflage gilt befristet für die ersten 3 Betriebsjahre ab Nutzungsaufnahme der Anlage.
3. Ferner soll bei einer Haltung in einem Volierensystem mit Scharrraum eine Besatzdichte von 60 Junghennen/m² Scharraum nicht überschritten werden.

4. Die Troglänge pro Tier muss mindestens 1,5 cm/kg Lebendgewicht betragen. Bei Nippeltränken muss mindestens 1 Nippel für 15 Tiere zur Verfügung stehen.
G. Brandschutz
1. In Absprache mit dem Kreisbrandrat ist ein Feuerwehreinsatzplan nach DIN 14095 zu erstellen und die örtliche Feuerwehr regelmäßig in das Objekt einzuweisen.

2. Zur Bekämpfung von Entstehungsbränden sind Feuerlöscher in Absprache mit dem örtlichen Feuerwehrkommandanten und dem Kreisbrandrat anzubringen.

H. Naturschutz
Die Grundstücke Fl.Nr. 2913/0 (Teilf.), 2914/0 (Teilfl.), 2915/0 (Teilfl.), 2712/2 (Teilfl.) der Gemarkung Unterhöft, Gemeinde Schönau, werden im Rahmen der Ausgleichsflächenregelung des Baugesetzbuches dauerhaft für Zwecke des Naturschutzes bereit gestellt. Die entsprechenden naturschutzfachlichen Vorgaben sind im Landschaftspflegerischen Begleitplan als Bestandteil auf Genehmigung einer Anlage zur Aufzucht von Junghennen auf den Seiten 7, 12 und 13 festgeschrieben. Vorhabensträgerin und Antragstellerin ist Fr. Christl Aigner, Götzing 2, 84337 Schönau.
II. Dieser Genehmigung liegen die folgenden mit dem Genehmigungsvermerk des Landratsamtes Rottal-Inn vom 30.05.2012 versehenen Planunterlagen zugrunde, deren Inhalt zum Bestandteil dieses Bescheides erklärt wird:


· Inhaltsverzeichnis der Antragsunterlagen, Kurzbeschreibung, Antragsformular vom 07.06.2011
· Bauvorlagemappe: Bauantrag mit Baubeschreibung, Nutzflächenberechnung, Lagepläne 1:100 und 1:1000
· Anlagen- und Verfahrensbeschreibung

· gehandhabte Stoffe und Abfallverwertung
· Angaben zur Luftreinhaltung mit Immissionsgutachten des Ing.-Büros Hoock-Farny vom 11.04.2011
· Brandschutznachweis vom 16.07.2011 und Brandschutzkonzept

· Angaben zur Lüftungsplanung

· Angaben zum Lärmschutz

· Angaben zur Anlagensicherheit und zum Arbeitsschutz incl. neuer Flüssiggastank
· Landschaftspflegerischer Begleitplan vom 21.07.2010 der Fa. KomPlan

· Umweltverträglichkeitsprüfung vom 18.06.2010 der Fa. KomPlan

· Angaben zur Wasserwirtschaft

· Angaben zur Betriebshygiene, Tier- und Seuchenschutz

IV. 
Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von €   13.830,00 festgesetzt.


An Auslagen sind angefallen:


- Zustellung 6,40 €
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Kostenentscheidung
0.
Einführung

Die Antragstellerin betreibt in Großkag eine Junghennenaufzucht mit 30.000 Tierplätzen. Vorgesehen ist, den bisherigen Stall 1 durch einen neuen Stall 2 mit 100.000 Junghennenplätzen zu ergänzen.

Hierfür ist eine immissionsschutzrechtliche Neugenehmigung im förmlichen Verfahren notwendig. Darüber hinaus sind die Umweltauswirkungen des Vorhabens in einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu untersuchen.

1.
Umweltverträglichkeitsprüfung
1.1
Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen gemäß § 11 UVPG
Das Landratsamt erarbeitet gem. § 11 Satz 1 UVPG auf der Grundlage der Unterlagen des Träger des Vorhabens, der behördlichen Stellungnahmen sowie der Äußerungen der Öffentlichkeit eine zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie der Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, vermindert oder ausgeglichen werden, einschließlich der Ersatzmaßnahmen bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen in Natur und Landschaft. Diese ist gem. § 21 Abs. 1 Nr. 5 der 9. BImSchV (Verordnung über Genehmigungsverfahren) in die Genehmigung mit aufzunehmen. 

Ist-Zustand
Die Antragstellerin betreibt in Großkag eine Junghennenaufzucht mit 30.000 Tierplätzen 
Vorhabensbeschreibung
Die beantragte Anlage ist für insgesamt 130.000 Junghennenaufzuchtplätze vorgesehen.

In beiden Ställen ist die Haltungsart Bodenhaltung, mit Volierenaufbauten und Scharrraum.

Die eingestallten Küken werden bis zur 18. Lebenswoche aufgezogen und dann als Legehennen in den Anlagen der Familie Aigner in Thanning oder Gaishausen eingesetzt. Unter Berücksichtigung der Servicezeiten erfolgen somit 2 bis 3 Durchgänge pro Jahr. 

Die beiden beantragten Ställe werden zeitversetzt mit Tieren belegt.

Die Beheizung der Ställe erfolgt mit Flüssiggas. Es werden je Stallgebäude 5 Gasstrahler mit je 75 kW installiert. Als Gaslager dient ein Flüssiggastank mit ca. 7.000 l Inhalt. Ein solches Volumen entspricht einem Füllgewicht in der Größenordnung von 3 t. Ab 3 t wäre der Flüssiggastank für sich gesehen immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig. Üblicherweise liegt das Fassungsvermögen eines Gastanks in dieser Größenordnung knapp unter 3 t.

Zur Futterversorgung ist ein Futtermittelsilo am bestehenden Stallgebäude vorhanden. Am neuen Stall sind zwei Futtermittelsilos vorgesehen. Die Befüllung der Silos erfolgt alle zwei Tage pneumatisch, wobei die Überluft über einen Filter entstaubt wird. Die mehlförmige Fütterung erfolgt in 4 Phasen. 

Zur Trinkwasserversorgung dienen Nippeltränken mit Auffangschalen.

Die Entlüftung des bestehenden Stalles soll im südlichen Bereich über 8 Einzelkamine erfolgen, die 3 m über Dachfirst ins Freie münden (18,4 m über Flur). Am neuen Stallgebäude wird an der östlichen Giebelseite eine Kaminanlage mit 24 Einzelkaminen errichtet. Zusätzlich sind am neuen Stall 8 Zusatzkamine geplant, die in den ersten Aufzuchtwochen eingesetzt werden sollen. Gemäß den Planunterlagen sollen die Kamine des neuen Stalles 3 m über Dachfirst ins Freie münden. Nach Rücksprache am 30.08.11 mit dem Gutachter Herrn Schwarzmeier, wurden jedoch die Immissionen mit einer Höhe von 3,6 m über Dachfirst berechnet (aufgrund eines Dachneugungswinkels von weniger als 20°). Deshalb wird eine Höhe sämtlicher Kamine des neuen Stalles von 3,6 m über Dachfirst als Auflage festgelegt und sollte vom Bauamt so in die Pläne einrevidiert werden. 

Es handelt sich bei beiden Ställen um eine Unterdrucklüftung. 

Ferner sind für warme Tage Sprühkühlanlagen vorgesehen.

Als Einstreu für den Scharrbereich wird gehäckseltes Stroh verwendet. 

Der anfallende Hennenkot wird größtenteils auf Kotbändern gesammelt, die zwei- bis dreimal wöchentlich entleert - und unverzüglich einer Biogasanlage zur energetischen Verwertung zugeführt werden. Angesichts der Zuführung zu einer Biogasanlage und der häufigen Entfernung aus dem Stall, ist keine Kotbandbelüftung vorgesehen.
Waschwasser wird in eine geschlossene Sammelgrube geleitet und landwirtschaftlich ausgebracht.

Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt
Schutzgut Mensch

Schutzwürdig in diesem Sinne sind die Bewohner der umliegenden Wohnhäuser.

Der zusätzliche Junghennenstall ist südlich des ursprünglichen Anwesens geplant. 

Die Anlage befindet sich im Außenbereich. Zwei nahegelegene Wohnhäuser befinden sich im Eigentum der Antragstellerin.
Gerüche
Gerüche entstehen durch mikrobielle Zersetzungsprozesse der organischen Substanz (Tierausscheidungen, Futterreste, etc.) im Stall.

Staub
Als Staub bezeichnet man feste Teilchen, die abhängig von ihrer Größe nach Grob- und Fein-Staub unterteilt werden. Staub stammt sowohl aus natürlichen wie auch aus von Menschen beeinflussten Quellen. Hauptquellen, die zur Schwebstaubbelastung beitragen, sind der Kraftfahrzeugverkehr, Feuerungsanlagen, Industrie, Tierhaltungen, Schüttvorgänge, Bautätigkeit und Steinbrüche sowie natürliche Vorgänge (Seegischt, Bodenaufwirbelung). 

Während Grobstäube nur für kurze Zeit mit der Luft transportiert werden, können Feinstäube (PM-10) auch längere Zeit in der Atmosphäre verweilen und dort auch über große Strecken verfrachtet werden. Schwebstaub ist bedingt durch seine Größe lungen- bzw. alveolengängig und steht dadurch im Verdacht, beim Menschen Erkrankungen der Atemwege und des Herz-Kreislaufsystems verursachen zu können.

Lärm:

Lärmemissionen bei Hühnerställen entstehen im Wesentlichen durch die mechanischen Lüftungen sowie vom anlagenverursachten Fahrbetrieb. 

Schutzgut Wald

Als Wald wird jede mit Forstpflanzen bestockte Grundfläche festgelegt.

Die Schutzwürdigkeit von Wald und sonstigen Ökosystemen findet ihren Niederschlag in entsprechender Formulierung von Mindestabständen, die einzuhalten sind.

Beim Abstand zum Wald geht es typischerweise um die negativen Auswirkungen der Emissionen aus der Anlage auf die Bäume. Ein hohes Stickstoffangebot führt kurzfristig bei den Pflanzen zunächst zu einem verstärkten Triebwachstum sowie zur Bildung von sattgrünen Assimilationsorganen. Längerfristig werde die Bäume aber nachhaltig in ihrer Widerstandsfähigkeit gegenüber Krankheiten und Schädlingen negativ beeinflusst. Sie werden dadurch anfälliger gegenüber Trockenheit sowie Frost und labiler gegenüber Windeinwirkungen. Weiterhin trägt der Stickstoffeintrag zur Versauerung des Waldbodens mit seinen negativen Begleiterscheinungen bei.

Generell wird eine Belastung von Wald bzw. von Pflanzen durch Ammoniak durch zwei Wirkungspfade verursacht:

· die direkte Wirkung von Ammoniak (NH3) in der Gasphase

· die Wirkung der Etrophierung und ihrer Folgeerscheinung durch die Deposition von Stickstoffverbindungen (Nges), insbesondere Ammoniumverbindungen.

Hinsichtlich der Immissionswirkungen ist die Deposition relevanter als die direkte Wirkung. Ein hohes Stickstoffangebot im Ökosystem Wald bewirkt die übermäßige Ausbreitung von stickstoffzeigenden Pflanzen wie Brombeeren, Himbeeren, Brennnesseln und Holunder und führt dadurch zu einer Verschiebung der Artenvielfalt. Die Vegetation wird zum Nachteil von selteneren und deshalb gefährdeten Arten ärmer.

Die nächstgelegene Waldfläche liegt in einem Abstand von 110 Meter südlich bzw. 340 Meter östlich zur geplanten Anlage.
Schutzgut Boden
Zu den anlagebedingten Umweltauswirkungen auf den Boden zählen die Flächeninanspruchnahme als Bauland und eine mögliche Gefährdung durch den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen durch Hühnerkot als Wirtschaftsdünger sowie luftgetragene Immissionen. 

Der Boden im Untersuchungsraum ist bereits durch die vorhandene intensive landwirtschaftliche Nutzung vorbelastet. Außerdem sind Profil- und Strukturveränderungen durch Bodenverdichtung, aufgrund des Befahrens mit schweren landwirtschaftlichen Fahrzeugen möglicherweise gegeben.

Die Bodenbewegungen und –umlagerungen in Form von Abgrabungen, Aufschüttungen, Verdichtung und Versiegelungen stellen massive und unwiederbringliche Veränderungen für das Schutzgut dar, bodenökologische Funktionen und die landwirtschaftliche Ertragsfähigkeit gehen verloren.
Schutzgut Wasser

Bei der Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens hinsichtlich des Schutzgutes Wasser sind die Kriterien des sparsamen Wasserverbrauchs, der anlagenbedingten Auswirkung durch Versiegelung von Bodenoberfläche sowie der vorschriftsmäßige Umgang mit wassergefährdenden Stoffen von Bedeutung.

Eine Beeinträchtigung von Grundwasser könnte durch folgende wasserwirtschaftlich relevante Bereiche der Stallanlage erfolgen: Niederschlagswasser, Abwasser (von der Reinigung der Ställe und häusliches Abwasser), Undichtheit von Stall, Mistlade- und -lagerplätzen, unterirdische Rohrleitungen oder Abwassersammelgruben.

Außerdem könnte eine Beeinträchtigung durch Stoffauswaschungen in das Grundwasser sowie Oberflächengewässer über das Ausbringen des anfallenden Mistes auf landwirtschaftlich genutzten Flächen relevant sein. 

Auch der Stickstoffeintrag aus der Luft kann zur Belastung der Gewässer beitragen.


Schutzgut Luft/Klima
Luft ist ein die Erde umgebendes Gasgemisch. An die Konsistenz der Luft sind viele physikalische und chemische Gesetzmäßigkeiten und Eigenschaften gebunden. Sie bildet das Gasgemisch, den Luftraum. Sie ist das Medium, in dem sich Klima und Wettergeschehen abspielen und wirksam werden.

Klima ist die für einen Ort oder eine Landschaft typische Zusammenfassung aller bodennahen Zustände der Atmosphäre und Witterung, welche Boden, Pflanzen, Tiere und Menschen beeinflusst und die sich während eines Zeitraumes von vielen Jahren einzustellen pflegt.

Das Schutzgut Luft unterliegt im wesentlichen anlagenbedingt der Beeinflussung durch die von der Anlage emittierenden Stoffe wie Ammoniak und Staub.

Der überwiegende Teil der Emissionsfracht des Ammoniaks, der von Tierhaltungsanlagen ausgeht, schlägt sich im unmittelbaren Nachbereich der Anlage nieder und ist deshalb nicht dazu geeignet in weiterer Entfernung die natürliche Zusammensetzung der Luft zu verändern. Der sich nicht im Nahbereich niederschlagende Anteil der Ammoniakemissionen wird als Ammonium in Form von Aerosolpartikeln über weitere Strecken verfrachtet und geht dann in die Hintergrundkonzentration über.

Neben Ammoniak emittieren landwirtschaftliche Tierhaltungen unter anderem sogenannte umwelt- und klimarelevante Gase wie Methan und Lachgas. Methan entsteht durch die Tiere selbst und deren Ausscheidungen. Bei den Emissionen von Lachgas spielt das Haltungssystem (strohlos oder eingestreut) in Bezug auf die Emissionshöhe eine wesentliche Rolle.

Hinsichtlich der konzentrierten Geflügelhaltung und hohen Viehdichte im Untersuchungsraum wurden detaillierte Untersuchungen bezüglich bestehender und zusätzlicher Staubimmissionen und –depositionen sowie zur Ausbreitung von Ammoniakemissionen durchgeführt.

Hierbei wird auf das den Antragsunterlagen beiliegende Immissionsgutachten des Ing.-Büros Hoock-Farny vom 11.04.2011 verwiesen.

Arten und Biotopschutz
Schutzwürdig in diesem Sinne sind die im Einwirkungsbereich vorkommenden Tiere und Pflanzen sowie deren Lebensräume (Biotope).

Tiere:

In der unmittelbaren Umgebung der Anlage liegen keine Erkenntnisse über besonders geschützte Arten vor.

Pflanzen und Biotope:

In der unmittelbaren Umgebung der Anlage liegen keine Erkenntnisse über besonders geschützte Arten vor. Biotope sind nicht vorhanden.
Schutzgut Landschaft
Die vorhandene Anlage liegt im Außenbereich von Hebertsfelden.
Das Orts- und Landschaftsbild wird neben der landwirtschaftlichen Nutzung von vielen kleinen Waldflächen, einzelnen landwirtschaftlichen Hofstellen bzw. Weilern und nur wenigen dörflichen Siedlungsstrukturen sowie untergeordneten Verkehrsstraßen geprägt.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

Im Beurteilungsgebiet befinden sich keine Kultur- und sonstigen Sachgüter.

Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern

Wechselwirkungen sind möglich zwischen den Schutzgütern Luft, Boden und Wasser (durch Deposition von Luftschadstoffen und Auswaschungen von Schadstoffen in das Grundwasser) bzw. zwischen Biotopen und Tieren/Pflanzen.

Sonstige besonders relevante Wechselwirkungen zwischen Schutzgütern sind nicht bekannt.

Maßnahmen, mit denen erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, vermindert oder ausgeglichen werden

· größtmögliche Sauberkeit und Trockenheit im Stall

· Auslegung der Lüftungsanlage nach DIN 18910 und Ableitung der Abluft über First (Verdünnungseffekt)

· dichte Ausführung des Stallbodens, der Abflussgrube, der Mistlagerflächen und Dichtheitsprüfung

· Haltungssystem nach dem derzeitigen Stand der Technik mit moderner Tränke- bzw. Fütterungstechnik und damit Reduzierung der Geruchs- und Ammoniakemissionen

· Abgabe des Festmistes bzw. Kotes an eine Biogasanlage zur Energiegewinnung

· Anlage von Gehölz- und Eingrünungsstrukturen

· Verwendung standortgerechter, einheimischer Gehölzarten

· Auflagen zur Staubminimierung

· Wiederverwertung des Aushubmaterials, kein Vermischen mit verunreinigten Böden

· Beschränkung der Bodenbewegungen auf ein Mindestmaß

· Rückführung des anfallenden Oberflächengewässers in den natürlichen Wasserkreislauf

1.2 Bewertung der Umweltauswirkungen gemäß §12 UVPG

Das Landratsamt bewertet gemäß § 12 Satz 1 UVPG die Umweltauswirkungen des Vorhabens auf der Grundlage der zusammenfassenden Darstellung nach § 11. Diese ist gemäß § 21 Abs. 1 Nr. 5 der 9. BImSchV in die Genehmigung mit aufzunehmen.

Für Gerüche, Ammoniak und Staub liegt ein Immissionsgutachten des Ing.-Büros Hoock-Farny vom 11.04.2011, gemäß den Vorgaben der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft), vor. 
Schutzgut Mensch
Gerüche
Der Schutz vor erheblichen Geruchsbelästigungen in der Nachbarschaft wird durch Einhaltung von Abständen, eine dem Stand der Technik entsprechende Lüftungsanlage mit hoher Abluftführung sowie größtmöglicher Sauberkeit mit häufiger Kotentnahme gewährleistet.

Mit einer Anordnung der Kamine in Gruppenschaltung ist eine maximale Abluftgeschwindigkeit, auch bei geringen Luftraten, sicherzustellen.

Einschlägig ist bei genehmigungsbedürftigen Anlagen die Abstandskurve in Abbildung 1 der TA Luft. Dabei ist die Anzahl der Tiere und die daraus resultierenden Großvieheinheiten relevant. Die TA Luft gibt für Junghennen, die 18 Wochen aufgezogen werden 0,0014 GV/Tier an, was bei 130.000 Tierplätzen 182 GV entspricht. Aus dem Diagramm in Abb.1 der TA Luft ergibt sich daraus ein Mindestabstand zur Wohnbebauung von 300 m. Als Wohnbebauung werden nach Rechtsprechung keine einzelnen Wohnhäuser im Außenbereich gesehen, sondern Gebiete mit eigenständigem Wohncharakter.

Im Umkreis von 300 m zum Emissionsschwerpunkt ist damit keine Wohnbebauung vorhanden.

Innerhalb dieses Umkreises befinden sich jedoch die beiden vermieteten Wohnhäuser unmittelbar neben der Anlage und ein nordwestlich gelegenes Anwesen.

Hierzu liegen Ausbreitungsrechnungen im Gutachten vor.

Beurteilungsmaßstab ist die Geruchsimmissions-Richtlinie, die den Grad der Beeinträchtigung prozentual in Geruchsstunden pro Jahr angibt. Danach sind im Außenbereich bis zu 25%, im Dorfgebiet 15% und im Wohngebiet 10% zumutbar.

Nach dem Ergebnis des Gutachtens ist an den beiden vermieteten Wohnhäusern unmittelbar neben der Anlage ein Jahresmittelwert von 12% Geruchsstunden – und am Wohnhaus des nordöstlich gelegenen Anwesens 3% zu erwarten. 

Eine besondere Vorbelastung durch geruchsintensive Anlagen ist in der Umgebung nicht bekannt.
Staub

Im Gutachten wurden die Staubimmissionen für Feinstaub (PM 10 und PM 2,5) und der Staubniederschlag, unter Berücksichtigung der Vorbelastungswerte, ermittelt.

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die jeweiligen Immissionswerte der TA Luft deutlich unterschritten werden.

Lärm
Zugrunde zu legen für die Beurteilung der Lärmimmissionen ist die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm - vom 26.08.1998.

Als Immissionsrichtwerte gelten an den umliegenden Wohnhäusern im Außenbereich die Werte für gemischt genutzte Gebiete von 60 dB(A) tagsüber und 45 dB(A) nachts (22.00 bis 6.00 Uhr). Überschreitungen der Immissionsrichtwerte werden angesichts der gegebenen Entfernungen nicht erwartet. 

Schutzgut Wald

Die Gesamtbelastung durch Ammoniakimmissionen an den angrenzenden Waldflächen erreichen nach den Berechnungen des Gutachtens keine 10 µg/m3, weshalb nach Anhang 1 der TA Luft keine Anhaltspunkte für das Vorliegen erheblicher Nachteile bzw. schädlicher Umwelteinwirkungen gegeben sind. 
Schutzgut Boden
Bei der Verwertung des Geflügelmistes sind die Vorgaben der Dünge-Verordnung einzuhalten.

Die Bodenversiegelung wird gem. dem Landschaftspflegerischen Begleitplan in kompensierter Form ausgeglichen.

Schutzgut Wasser
Das Vorhaben liegt in keinem Wasserschutz- oder Überschwemmungsgebiet bzw. einem sonstigen wasserwirtschaftlich bedeutenden bzw. besonders empfindlichen Gebiet.
Niederschlagswasser:

Für die Beseitigung des anfallenden Niederschlagswassers der Dach- und befestigten Flächen besteht eine wasserrechtliche Erlaubnis vom 12.04.2012.
Hierbei wird das abzuleitende Niederschlagswasser von den Dach- und Versiegelungsflächen in einen namenlosen Graben eingeleitet.
Der Rückführung des Oberflächenwassers in den natürlichen Wasserkreislauf und einer Verringerung des Gebietsabflusses wird somit Rechnung getragen.

Grundwasser:

Direkte Auswirkungen auf das Grundwasser durch die Baumaßnahmen in den Bodenabtragsbereichen sind höchstwahrscheinlich auszuschließen, da keine grundwasserführenden Schichten angeschnitten werden und keine Bauwasserhaltungen vorgesehen sind.

Indirekte Auswirkungen auf das Grundwasser ergeben sich grundsätzlich durch die Flächeninanspruchnahme und Versiegelungen im Eingriffsbereich hinsichtlich des Gebietsabflusses und der Verringerung der Grundwasserneubildungsrate. Weitere Auswirkungen ergeben sich durch das Ausbringen des anfallenden Wirtschaftsdüngers und ggf. des Waschwassers auf landwirtschaftliche Flächen. Der Wirtschaftsdünger wird zwar durch teilweise Lagerung und Verwertung in einer Biogasanlage reduziert, allerdings ist auch nach der Vergärung immer noch von einem sehr hohen Stickstoffgehalt auszugehen. Allerdings ist die gewisse Hygienisierung in der Biogasanlage grundsätzlich positiv zu bewerten. Die Vorschriften der Düngeverordnung werden vom Betrieb Aigner eingehalten.

Schutzgut Luft/Klima
Negative Auswirkungen entstehen geringfügig durch die neuen baulichen Anlagen, durch die die hangabwärts gerichteten Kaltluftabströme leicht behindert werden. Weiterhin erfolgt durch das Vorhaben im Bereich der bebauten und versiegelten Flächen eine Verminderung der Wärmeausgleichsfunktion und ein Verlust kleinklimatisch wirksamer Flächen.

Diese Auswirkungen auf das Kleinklima sind als gering zu beurteilen.

Hinsichtlich der Auswirkungen auf das Schutzgut Luft wird auf die Ausführungen zum Schutzgut Mensch verwiesen.

Arten und Biotopschutz
Tiere:

Für die wildlebenden Tierarten sind geringfügige Auswirkungen durch die Baumaßnahme im Eingriffsbereich selbst in der Form von geringfügigen Störungen durch Baulärm und Erschütterungen sowie durch zusätzliche Lichtquellen zu erwarten.

Im Bereich der bebauten Flächen geht der Ackerlebensraum verloren und es findet eine gewisse Zerschneidung statt, allerdings handelt es sich hierbei um keinen Lebensraum von besonderer Bedeutung.

Schädliche Auswirkungen sind für Tierarten in den angrenzenden Wald- und Biotopflächen lt. den immissionsschutzfachlichen Untersuchungsergebnissen nicht zu erwarten.

Die Übertragung von Krankheitserregern auf wildlebende Tiere ist weitgehend auszuschließen, da die Anlage auf hohem technischem Standard betrieben wird und auf größtmögliche Sauberkeit geachtet wird.

Durch die Eingrünungsmaßnahmen werden vernetzende Strukturen geschaffen, die zur Förderung des Biotopverbundes im Landschaftsausschnitt beitragen, so dass sich auch positive Effekte für das Schutzgut Fauna ergeben.

Pflanzen und Biotope:

s. Schutzgut Wald

Schutzgut Landschaft
Es handelt sich um eine insbesondere von Ackerbau geprägte Kulturlandschaft, kleinteilige Nutzungsmosaike sind in Teilbereichen aufgrund der Topografischen Verhältnisse noch vorhanden, naturnahe Lebensraumtypen sind jedoch selten.

Prägende Landschaftsteile und Leitstrukturen sind ebenso wenig vorhanden wie landschaftsgeschichtlich wertvolle Bereiche sowie national oder international geschützte Gebiete. Eine herausragende Eignung für touristische Nutzungen ist somit nicht gegeben.

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind für das betrachtete Schutzgut in Form der Gestaltung des Landschaftsausschnittes und Anreicherung mit Strukturelementen möglich, diese werden im Rahmen der Landschaftspflegerischen Begleitplanung in einem räumlich-funktionalen Zusammenhang zeitnah umgesetzt.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
Im Beurteilungsgebiet befinden sich keine Kultur- und sonstigen Sachgüter.
Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern

Der Betrieb einer Anlage mit 130.000 Junghennen ist generell mit Auswirkungen auf die Umwelt verbunden. Ein vollständiger und immer gleichwertiger Ausgleich aller Wirkungen ist nicht möglich und realisierbar.

Der eingereichte Antrag mit den darin enthaltenen technischen Maßnahmen zur Reduzierung der Umweltauswirkungen und die ergänzenden Forderungen hierzu in den Auflagen führen dazu, die Auswirkungen auf die Schutzgüter möglichst gering zu halten.

Als Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung wird festgestellt, dass das beantragte Vorhaben nach den Kriterien der Umweltverträglichkeitsprüfung zulässig ist.

2.
Genehmigungsverfahren
2.1
Verfahrensablauf
Am 28.04.2010 fand ein Scoping-Termin statt, an dem der Antragsteller, seine Gutachter sowie die beteiligten Fachstellen teilnahmen.

Es wurde erörtert, welche speziellen Antragsunterlagen zur Durchführung des Genehmigungsverfahrens erforderlich sind.

Mit Schreiben vom 07.06.2010 beantragte Frau Christl Aigner unter Vorlage der erforderlichen Pläne und Unterlagen die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb der Junghennenaufzucht. Es ist die Errichtung eines neuen Stalles für 100.000 Tiere geplant. Eine Anlage mit 30.000 Tieren ist bereits baurechtlich genehmigt und in Betrieb.
Ein geändertes Immissionsgutachten wurde am 22.06.2011 vorgelegt.
Zur Sachverhaltsdarstellung (Standort, Betriebsbeschreibung, etc.) wird auf die Ausführungen unter Ziffer 1.1 verwiesen.

Folgende Behörden, deren Aufgabenbereich berührt werden könnte, wurden zur Stellung​nahme aufgefordert (§ 10 Abs. 5 BImSchG):

die Gemeinde Hebertsfelden, die Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Landshut  , das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, die Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft, die Untere Naturschutzbehörde, das Veterinäramt, das Kreisbauamt, der Kreisbrandrat, das Gesundheitsamt und der Umweltschutzingenieur des Landratsamtes Rottal-Inn.

Soweit diese Stellen Auflagen vorschlugen, wurden diese geprüft und in den Bescheid übernommen.

Das Vorhaben wurde im Amtsblatt und im Rottaler Anzeiger am 04.08.2011 öffentlich bekanntgemacht.

Die Antragsunterlagen lagen in der Zeit vom 12.08.2011 bis einschließlich 12.09.2011 im Landratsamt Rottal-Inn und in der Gemeinde Hebertsfelden zur Einsicht aus.

Die Einwendungsfrist endete am 26.09.2011.
Einwendungen dagegen wurde nicht vorgebracht, daher konnte der für den 17.10.2011 um 14.00 Uhr anberaumte Erörterungstermin abgesagt werden.

2.2
Begründung
2.2.1
Zuständigkeit
Das Landratsamt Rottal-Inn ist zum Erlaß dieses Bescheides sach​lich und örtlich zustän​dig (Art. 1 Abs. 1 Buchst. c) Bay. Immis​sionsschutzgesetz i.V.m. Art. 3 Abs. 1 Bay. Ver​waltungsver​fah​rensgesetz).

2.2.2 Genehmigungspflicht
Anlagen zur Aufzucht von 40.000 Junghennen oder mehr sind nach Ziffer 7.1 Spalte 1 Buchstabe b) des Anhangs zur 4. BImSchV genehmi​gungs​pflichti​ge Anlagen und bedürfen der Genehmigung nach § 4 Abs. 1 BImSchG im förmlichen Verfahren.

Es war eine Umweltverträglichkeitsprüfung gem. § 3 b) Abs. 1 UVPG durchzuführen und zwar nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung vom 24.02.2010 (Nr. 7.3.1 der Anlage 1 des UVPG).

2.2.3 Genehmigungsfähigkeit
Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu er​richten und zu be​treiben, dassPRIVATE 

1.
schädliche Um​welteinwirkungen und sonstige Gefahren, er​hebli​che Nachteile und erhebliche Belästi​gungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervor​geru​fen werden kön​nen,

2.
Vorsorge gegen schädliche Um​welteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem Stand der Technik ent​spre​chenden Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung,

3.
Abfälle ver​mieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden; Abfälle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht möglich oder zumutbar ist; die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt als die Verwertung; die Verwertung und Beseitigung von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften;

4. 
Energie sparsam und effizient verwendet wird (§ 5 Abs. 1 BImSchG, Betreiberpflichten).

Die Genehmigung war gemäß § 6 Abs. 1 BImSchG zu erteilen, da das Landrats​amt nach umfas​sender Prüfung der eingereichten Antragsunterlagen unter Würdi​gung der eingehol​ten Gutachten und Stel​lung​nah​men zu der Auf​fassung gelangt ist, dass

a) bei einem ordnungsgemäßen Betrieb der An​lage und bei Beachtung der erteilten Genehmi​gungsauflagen schädliche Um​welteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebli​che Nach​tei​le und Belästigungen für die Allgemein​heit und die Nach​barschaft nicht hervor​gerufen werden können

b) andere öffent​lich-rechtliche Vorschriften sowie Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.

2.2.4 Begründung der Nebenbestimmungen

Es war erforderlich, die Genehmigung mit Neben​bestimmungen zu ver​sehen, um die Erfüllung der in § 6 Abs. 1 BImSchG genannten Genehmi​gungs​voraussetzungen sicherzu​stellen (§ 12 Abs. 1 BImSchG).

Bedingung
Die Bedingung stützt sich auf Ar. 36 BayVwVfG in Verbindung mit Art. 10 BayBO. Die Notwendigkeit, einen statischen Nachweis für alle wichtigen Tragkonstruktionen zu erbringen , ist ihrem Wesen nach für die Ausführung des Bauvorhabens im Interesse der öffentlichen Sicherheit so wichtig, dass erst dann, wenn die Standsicherheit des Bauwerks nachgewiesen ist, die bauliche Anlage errichtet werden darf.

2.2.5 Sonstiges

Dieser Bescheid ergeht unbeschadet etwaiger Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht von dieser Genehmigung einge​schlos​sen werden. Ergibt sich nach der Genehmigung, dass die Allge​meinheit oder Nach​barschaft nicht ausrei​chend vor schädlichen Umweltein​wirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Belä​stigungen und Nachteilen geschützt ist, so können nach § 17 BImSchG nachträg​liche Anordnungen getrof​fen werden.

Gemäß § 18 Abs. 1 BImSchG erlischt diese Genehmigung, wenn die Anlage während eines Zeitrau​mes von mehr als 3 Jahren nicht mehr betrieben worden ist und gemäß Abs. 2 ferner, wenn das Genehmigungs​erfordernis aufgehoben wird.

Beabsichtigt der Betrei​ber, den Betrieb einer genehmigungs​be​dürftigen Anlage einzustellen, so hat er dies unter An​gabe des Zeitpunktes der Ein​stellung dem Landratsamt Rot​tal-Inn anzuzei​gen.

Der Anzeige sind Unter​lagen über die vorgesehe​nen Maßnah​men zur Erfüllung der sich aus § 5 Abs. 3 BImSchG erge​ben​den  Pflichten beizu​fügen (§ 15 Abs. 3 BImSchG).

Es wird darauf hingewie​sen, dass ein Rechtsmittel gegen diesen Bescheid aufschiebende Wirkung hat.

3. Kostenentscheidung
Die Kostenentscheidung beruht auf den Art. 1, 2, 5 und 6 des Kostengesetzes vom 20.02.1998 in der derzeit gültigen Fassung und Tarif-Nr. 8.II.0 Tarif-Stelle 1.1.1.2, 1.3.1 und 1.3.2 des Kostenverzeichnisses.

Auslagen werden gemäß Art. 10 Kostengesetz erhoben.


RechtsbehelfsbelehrungPRIVATE 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe K l a g e beim Bayer. Verwaltungsgericht in 93047 Regens​burg, Haidplatz 1, schriftlich oder zur Nieder​schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Streitgegenstand bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten bei​gefügt werden.

Hinweis:
Eine einfache e-mail entspricht nicht der Schriftform!
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